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Einleitung
Ist es möglich Unmengen an Informationen zu verarbeiten, komplexe Prozesse zu lenken, Handlungen anderer und deren Präferenzen zu kennen sowie unterschiedliche Ziele verschiedener Akteure, wie Interessenvereinigungen, öffentliche Institutionen, Wähler etc. „gleichzeitig“ zu befriedigen? 

Die Antwort dieser Frage muss negativ ausfallen. Und doch können wir in der Realität erleben, dass diese Probleme oftmals überwunden werden. Dies kann im Alltag der Fall sein, aber auch in umfangreichen Reformprojekten. 

In der vorliegenden Arbeit werde ich mich damit auseinander setzen, warum umfassende Reformen theoretisch als unmöglich gelten bzw. welche „Rationalitätsprobleme“ überwunden werden müssten. Dazu sollen Spekulationen geäußert werden, die zu einer Überwindung derartiger „Rationalitätsprobleme“ führen könnten.

Vorgehensweise

Im ersten Kapitel wird der Public Choice- Ansatz allgemein untersucht und weitgehend übereinstimmende Annahmen von verschiedenen Vertretern dieses Ansatzes beschrieben. In den darauf folgenden Abschnitten werden „Social Choice and Individual Values“ von K.J. Arrow und „Die Logik des kollektiven Handelns“ von M. Olson als klassische Vertreter untersucht. Das Hauptanliegen wird nicht sein, den theoretischen Ansatz des Public Choice als wissenschaftliche Herangehensweise an politische Prozesse zu beschreiben. Stattdessen sollen die wichtigsten Argumente herausdestilliert werden, um zu untersuchen, welcher Erklärungsgewinn für die Analyse der Bedingungen erfolgreicher Reformprojekte aus dem Ansatz des Public Choice erzielt werden kann.  

Anschließend werde ich wichtige Ergebnisse positiver und negativer Bedingungen zusammentragen, um darauf aufbauend im 3. Kapitel mich mit der möglichen Anwendung dieser Erkenntnisse für die Analyse von Testfällen auseinander zu setzen. 

Begriffsdefinition und Einengung des Untersuchungsgegenstands

In der vorliegenden Arbeit werde ich mich begrifflich auf „Public Choice“ und „politische Ökonomie“ beschränken.
Bei Reformen soll zunächst offen bleiben, ob es sich um top- down oder bottom- up Reformen handelt. Ausserdem wird von Reformen in demokratischen Ländern ausgegangen.

Ein rational handelner Akteur ist in einem ökonomischen Sinn zu verstehen- als „homo oeconomicus“. 

Wenn von einem Allgemeingut oder öffentlichen Gut die Rede ist, dann ist damit gemeint, dass niemand von der Teilhabe ausgeschlossen werden kann und dass keine Rivalität beim Verbrauch dieses „Guts“ besteht
. 

1. Public Choice

1.1. Allgemeine Annahmen

„Public Choice“ ist eine „wirtschaftswissenschaftliche“ Herangehensweise politische Prozesse zu analysieren
. Diese „Perspektive“ hat sich seit dem 2. Weltkrieg in den USA entwickelt. Namhafte Vertreter sind Arrow, Down, Black, Buchanan, Tullock etc. 

Bekannt ist der Public Choice- Ansatz im Deutschen auch als „ökonomische Theorie der Politik“, Politische Ökonomie, „Neue Politische Ökonomie“ etc. 

Grundlegend geht der Public Choice Ansatz von einem methodologischen Individualismus aus. Das heißt, dass Verhaltensweisen von Individuen untersucht werden, um kollektive Phänomene erklären zu können. Das Individuum wird als „homo oeconomicus“ gedacht. Akteure sind Wähler, politische Entscheidungsträger, Interessengruppen, Parteien, Bürokraten etc. Produziert werden öffentliche Güter. Weiterhin teilen Public Choice- Vertreter weitgehend folgende Annahmen
. 

a) Das Individuum ist Basisakteur der Gesellschaft

Soziale Entitäten bzw. Phänomen auf der Makroebene sind auf das Verhalten von Individuen zurückzuführen. Handlungen gehen Entscheidungen voraus. Informationen werden aus dem gesellschaftlichen Kontext bzw. Diskurs gezogen. Der Kontext wirkt restringierend auf die Prämissenbildung der Akteure ein. Somit ist der Akteur nicht autonom.

b) Die Akteure verfolgen Ziele 

Individuen muss intentionales Handeln unterstellt werden, um das Handeln als Wahl unter Alternativen konzipieren zu können. 

Ziele werden eingeteilt in eigennützig und uneigennützig.  

c) Akteure besitzen Informationen über Handlungsoptionen und die jeweils erwarteten Konsequenzen ihrer Wahl 

Informationen sind mit Kosten verbunden- Geld und Zeit. Ein Akteur verhält sich trotz kognitiver Beschränkung, Unvorhersehbarkeit der Reaktionen anderer, Unbekanntheit möglicher Folgen rational, indem er die vermuteten Nutzen und Kosten seiner Handlungen gegeneinander abwägt. 

Das Informationsniveau in privaten Entscheidungen liegt demnach höher als bei der Wahl öffentlicher Güter. Da es nicht möglich ist, sich alle möglichen Informationen anzueignen, wird stets Unsicherheit resultieren. 

d) Individuen haben stabile und konsistente Präferenzordnungen

Präferenzen der Akteure sind hierarchisch angeordnet und sind stabil. Lediglich Rahmenbedingungen ändern sich, die Restriktionen rechtlicher und wirtschaftlicher Art sind.  Präferenzordnungen sind widerspruchsfrei. 

Die Nutzen der Individuen sind nicht an einem objektiven Maßstab messbar. 

1.2. Social Choice and Individual Preferences

Nach der vorangegangenen Schilderung der Grundannahmen des Public Choice ist unter anderem deutlich geworden, dass Akteure hierarchische Präferenzordnungen besitzen. 

Arrow untersucht, ob ein Übergang von mehreren individuellen zu einer kollektiven Präferenzordnung möglich ist. Mit Hilfe von ökonomischen Formeln beweist er, dass es keinen Übergang von individuellen zu einer kollektiven Präferenzordnung geben kann. Demnach gibt es keine Alternative, die alle anderen Alternativen schlägt
. Arrow nennt dies das „Unmöglichkeitstheorem“.  

1.2.1. Intransitive soziale Präferenzordnungen

Wenn mindestens 2 Alternativen gegeben sind, bilden Akteure eine Präferenzordnung aus. Es liegt somit eine transitive Ordnung vor. Wenn nun versucht wird, diese Präferenzen der jeweiligen Individuen zu aggregieren, dann entsteht eine intransitive Präferenzordnung. Da es also keine von allen bevorzugte Alternative gibt, kann nicht allen Interessen entsprochen werden. Es entstehen zyklische Mehrheiten. Ein „Gemeinwohl“ bzw. die beste Alternative lässt sich nach Arrow nicht identifizieren. 

Nur wenn folgende Bedingungen einer Demokratie missachtet werden, wäre eine transitive Ordnung auf kollektiver Ebene möglich:
    1.   Beliebige und individuelle Präferenzen können in die Entscheidung eingehen

    2.   Keine Person darf diktatorisch die kollektive Entscheidung festlegen

    3.   Einhellige Präferenzen müssen sich in der kollektiven Präferenzordnung widerspiegeln

    4. Eine demokratische Entscheidung zwischen 2 Alternativen darf nur von den                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                          individuellen Präferenzen bezüglich dieser beiden Alternativen abhängen und von nichts                                                                                                                                        anderem
.
1.3. Die Logik des kollektiven Handelns

1.3.1. Der Einfluss der Gruppengröße und das „Trittbrettfahrer- Dilemma“

Olson analysiert das Verhalten von Individuen in Gruppen (Institutionen, Verbände, Organisationen, Staaten etc). Wie bereits erwähnt wird der Akteur als (ökonomisch) rational gedacht. 

Olson stellt fest, dass die Größe einer Gruppe Einfluss auf das Verhalten von Individuen hat. Wenn es sich um eine große Gruppe handelt bzw. in Olsons Worte eine „latente“ Gruppe
 wird der Beitrag eines jeden einzelnen für das Zustandekommen eines Kollektivguts relativ gering sein. Das Kollektivgut entsteht auch ohne den Beitrag eines Individuums und niemand kann von einem öffentlichen Gut ausgeschlossen werden. Ausgehend von einem rationalen Akteur ist es demnach rational, keinen oder nur den geringsten Beitrag zu leisten und dennoch die Vorteile des Allgemeingutes zu nutzen. Dies wird auch das „Trittbrettfahrer- Dilemma“ genannt. Große bzw. „latente“ Gruppen haben ein hohes Potential um Güter zu erstellen, weisen aber Schwierigkeiten auf, Mitglieder zu einem Beitrag zu motivieren. Deshalb wird ein vermehrter Organisationsaufwand notwendig. 

In kleineren Gruppen ist der Anteil eines Individuums an einem Kollektivgut höher und es lohnt sich gegebenenfalls sogar die gesamten Kosten zu übernehmen. Die Akteure erhalten einen größeren Anteil des Allgemeinguts als dies bei größeren Gruppen der Fall ist. Somit lohnen sich Kosten. Darüber hinaus würde die Beitragsenthaltung in kleineren Gruppen auffallen und eventuell sozial sanktioniert werden. Kleinere Gruppen sind somit  besser organisierbar und werden „privileged groups“ von Olson genannt
 .

In mittelgroßen („intermediate“) Gruppen  fällt der Anteil an dem Kollektivgut wieder geringer aus. Jedoch ist die Gruppe nicht groß genug, als dass Trittbrettfahren nicht auffallen würde. 

1.3.2. Mechanismen zur Überwindung des „Trittbrettfahrer- Dilemmas“

Auswege aus dem Problem des Trittbrettfahrens können sein, dass selektive Anreize gesetzt werden. Diese sind z.B. materielle Vorteile, Identifikations- Möglichkeiten, Prestige, sozialer Status etc. Auch kann mit Hilfe von Transparenz, Förderung von Verantwortlichkeit und Aufsicht dieses Problem angegangen werden. Letztlich sind negative Sanktionen und höhere Anreize möglich. 

2. Deutungsgewinn für die Machbarkeit positiver Reformprojekte

Aus der bisherigen Auseinandersetzung mit den Public Choice- Ansätzen sollen nun negative und begünstigende Bedingungen der Möglichkeit anspruchsvoller Reformen abgeleitet werden. Dabei werde ich der Abfolge des ersten großen Kapitels entsprechend nachteilige Bedingungen bzw. Rationalitätsprobleme aufzählen und Spekulationen über die Machbarkeit erfolgreicher Reformprojekte äußern. 

2.1. Basisannahmen des Public Choice

Individuen vergleichen Input und Output, um die günstigste Alternative zu finden und entwickeln darauf aufbauend eine Präferenzordnung. Sie handeln intentional. 

Jedoch ist das Individuum kognitiv begrenzt. Es kann deshalb nicht alle Informationen, Zusammenhänge, Reaktionen und Präferenzen anderer kennen. Es handelt aufgrund von Annahmen. Politische Entscheidungsträger können außer Stande sein, komplizierte Prozesse zu durchschauen und zu planen. 

Unsicherheit wird stets resultieren, die nicht vollkommen abbaubar ist. Um Unsicherheit und Komplexität zu reduzieren, müssten Reformprojekte demzufolge in kleinen Schritten vorgenommen werden. 

Eine weitere Möglichkeit Komplexität zu reduzieren, ist, mehr Diskurse zwischen verschiedenen Akteuren, wie z.B. zwischen unterschiedlichen Entscheidungsebenen, zu ermöglichen. Somit könnten mehr Informationen vermittelt werden. Auch können sich auf höheren Entscheidungsebenen Einheiten, wie Expertengruppen, mit verschiedenen Bereichen auseinandersetzen. Dies würde differenziertere Bewertungsraster ermöglichen. Der Nachtteil ist, dass ein erhöhter Organisationsaufwand
 entstehen kann, wobei dieser in Relation zum Output zu betrachten ist. 

Andererseits kann Unsicherheit strategisch genutzt werden. Informationen können gezielt unterschlagen bzw. thematisiert werden.

Präferenzen werden den klassischen Vertretern des Public Choice nach endogen gebildet und sind in ihrer hierarchischen Anordnung stabil. Lediglich durch Restriktionen ändert sich die Reihenfolge der bevorzugten Alternativen. Um Präferenzen zu ändern, sind Anreize notwendig. Dementsprechend müssten in Reformprojekten Anreize neu geschaffen bzw. verändert und Sanktionen (sozialer und ökonomischer Art) verhängt werden. Jedoch kann sich auch dies als schwierig erweisen, da Interessen divergieren und somit Anreize variieren müssen. 

Individuen verfügen über mehrere Handlungsalternativen, die ein gewaltiges Machtpotiential besitzen können. Beispielsweise kann ein Akteur mit den eigenen Tod drohen, in Hungerstreiks treten etc. In diesen Fällen muss der versprochene Nutzen extrem hoch sein, damit derartige Kosten in Erwägung gezogen werden. Jedoch ist der Ansatz des Public Choice defizitär, um hinreichend zu erklären, warum „homo oeconomicus“ etwas in Kauf nimmt, das ihm als einzelnes Individuum keinen Nutzen bringt. Doch darauf soll im Kapitel 2.4. noch genauer eingegangen werden.  

2.2. Social Choice 

Individuen verfolgen unterschiedliche Ziele und Interessen, so dass eine gemeinsame bzw. kollektive Zieldefinition unter den Gesichtspunkten eines rationalen Akteurs nicht möglich ist. Eine Alternative, die allen Interessen entspricht, ist nach Arrows Logik nicht möglich. Allein deswegen kann ein anspruchsvolles Reformprojekt keinen umfassenden Konsens voraussetzen. 

Ein Ausweg aus der Mannigfaltigkeit von Interessen könnten multiple Nutzendimensionen darstellen, wie z.B. „Paketlösungen“. Verschiedene Themen könnten kombiniert werden, die über einen langfristigen Zeitraum heterogene Interessen zufrieden stellen. Das heißt, dass Präferenzen in unterschiedlichen Zeithorizonten Genüge geleistet wird. Was bestimmten Akteuren zunächst einen hohen Nutzen verspricht, könnte für andere Individuen zu späteren Zeiten von Vorteil sein. Die Frage, die sich dabei stellen muss, ist, inwiefern Individuen dazu bereit sind, Alternativen anzunehmen, die erst auf langfristiger Sicht einen Vorteil bieten. Der Nutzen muss sehr hoch sein, um Kosten wie die Überbrückung von Zeithorizonten in Kauf zu nehmen. Ein weiteres Problem dabei ist, dass Regierungen nicht von unendlicher Dauer sind und Rahmenbedingungen sich ständig wandeln. 

Auch könnten neue und nachvollziehbare Beurteilungskriterien (z.B. durch Diskurse) vermittelt werden, so dass andere Alternativen in Erwägung gezogen werden und es zu einem höheren Informationsaustausch kommt. 

Um einen breiteren Interessenkonsens zu erzielen, kann Verantwortung auch externalisiert werden, um für bestimmte Handlungen zu legitimieren.  

Nicht immer ist ein klar definiertes Ziel in Reformen notwendig, wie Segbers argumentiert
. Ungenaue Zielsetzungen können Kritik besser abfangen und neutralisieren. Desweiteren macht sie eine Bewertung von Politik schwieriger. 

Auch Segbers erwägt, für bestimmte Akteure materielle und immaterielle Anreize zu setzen
. Jedoch wird eine derartige Politik hohe Kosten erfordern. 

2.3.  Collective Action

Gruppen schaffen es nicht immer, einen Zusammenhang zwischen den einzelnen Interessen der Mitglieder und dem Ziel der Gruppe herzustellen. 

Wenn man nun den Output von Reformen als Kollektivgut bezeichnet, ist abzuleiten, dass ein rational handelnder Akteur sich nur unter bestimmten Bedingungen (Gruppengröße etc.) an der Beschaffung des Guts beteiligen wird. Wenn also in einem Reformprojekt das Kollektivgut auch ohne das Engagement des einzelnen zustande kommt und wenn der Nutzen geringer ist als der Input, dann sind individuelle Beiträge unwahrscheinlic. 

Hohe Anreize bzw. Sanktionen sind in großen Gruppen notwendig. Auch Anreize, wie Prestige, Anerkennung, Sozialkontakte etc., können hier vorteilhaft genutzt werden, denn nicht immer muss bei allen Individuen ein zielorientierter Nutzen vorliegen. Es ist auch möglich, dass sich die Prozedur zur Beschaffung des Kollektivguts vorteilhaft erweist. Hierin liegt ein Potential, Akteure zu motivieren. 

Charismatische Führer können sich ebenfalls stimulierend auf das Verhalten von Akteuren auswirken.
2.4. Mögliche Erweiterungen des Public Choice- Ansatzes

Die „Neue Ökonomie“ geht von einem rational handelnden Akteur aus- dem „homo oeconomicus“. Muss aber nicht das, was als rational oder irrational gilt, sozial vermittelt werden? Alleine deswegen, kann der Einfluss von Kultur und Werten nicht ausgeklammert werden. Durch Sozialisation werden kulturelle Werte und Normen weitergegeben. Denzufogle handeln Individuen auch einer „sozialen Logik“ entsprechend. Ein Individuum wird für bestimmtes Verhalten sanktioniert oder belohnt, vergleicht also weiterhin Kosten und Nutzen seiner Alternativen. Dadurch kann erklärt werden, warum Individuen nicht immer in einem ökonomischen Sinn rational handeln
. Alternativen können durchaus ökonomisch sinnvoll für den Akteur sein, aber einer sozialen Rationalität entsprechend, sich als irrational erweisen. 

Weiterhin liesse sich ableiten, dass Präferenzen nicht stabil sind
. Individuen sind nicht dazu in der Lage die beste Alternative zu kennen, weswegen Präferenzen wandelbar sein müssen. 

Durch die Interaktion mit anderen werden neben Werten, Informationen und Erfahrungen vermittelt. Wenn Akteure in neue Gruppen integriert werden, besteht die Möglichkeit eines Wertewandels und der Etablierung neuer Beurteilungsmaßstäbe bzw. „Denkzugänge“
. Das kann einen Wandel von Präferenzen nach sich ziehen. Dies würde den Vorschlag unterstützen, durch Diskurse neue Beurteilungskriterien zu installieren und die Möglichkeit zum Informationsaustausch zwischen Akteuren zu schaffen. 

D.C. Mueller unterstellt Akteuren Erfahrungen, die Handlungen beeinflussen: „I argued that many decisions individuals make are influenced by their past experience.“
. Somit ist erklärbar, warum sich Missrepräsentation von Präferenzen nachteilig auf die künftigen bevorzugten Optionen der Akteure auswirkt. Wenn in der Vergangenheit die Erfahrung gemacht wurde, dass sich eine Alternative als uneffektiv erweist, dann ist es irrational, sich für eine gleiche Option nochmals zu entscheiden. Es könnten demzufolge vertraute und erfolgreiche Elemente in Reformprojekten integriert werden, die Unsicherheit einschränken und Komplexität reduzieren. In einem weiteren Schritt könnten diese Elemente ersetzt werden durch neue Alternativen, um schrittweise die gewünschten Erneuerungen herbei zu führen. 

2.5. Zusammenfassung

	Negative Bedingungen
	Begünstigende Bedingungen/Spekulationen

	Komplexe Vorgänge sind nicht durchschaubar und lenkbar.
	Komplexe Vorgänge sind dekomponierbar und beeinflussbar. 

	
	schrittweises Vorgehen

	
	Informationsaustausch auf verschiedenen Ebenen; Kommunikationsplattformen

	
	ungenaue Zieldefinitionen

	
	Informationen können gezielt unterschlagen bzw. verbreitet werden

	Es gibt keine Alternative, die alle anderen schlägt.
	Es gibt Möglichkeiten, die Interessen aller Individuen zu befriedigen.

	
	multiple Nutzendimensionen; Kombinationspolitiken

	
	sequenzielle Interessenbefriedigung

	
	hohe Anreize in Aussicht stellen

	
	Sanktionen verhängen

	
	neue Beurteilungskriterien durch Diskurse schaffen

	
	Verantwortung externalisieren

	Rahmenbedingungen ändern sich.


	Rahmenbedingungen sind konstant

	Zwischen dem Ziel der Gruppe und den Interessen der Mitlglieder kann kein Zusammenhang bestehen.
	Eine ausreichende Zahl von Akteuren beteiligt sich an der Bereitstellung des Kollektivguts.

	
	Ausnutzen von Mitläufereffekten

	
	soziale und materielle Anreize

	
	Sanktionen

	
	charismatische Akteure

	Missrepräsentation von Präferenzen
	Präferenzen werden nicht missrepräsentiert

	
	Zurückgreifen auf vertraute Elemente



3. Methodisches Vorgehen zur Analyse erfolgreicher Reformbeispiele

Wie liesse sich nun der Public Choice- Ansatz auf Testfälle beziehen? Es sei nochmals darauf hingewiesen, dass es sich bei erfolgreichen Reformbeispielen, um demokratische Länder handeln muss, da diese „pluralistischen Entscheidungsfindungsprozessen“ unterliegen. 

In den einzelnen Beipielen müssten zunächst folgende Fragen beantwortet werden:

1. Welche Ziele liegen der Reform zugrunde?

2. Handelt es sich um eine top- down oder einer bottom- up- Reform?

3. Welche Akteure sind beteiligt bzw. betroffen? 

4. Welche Alternativen stehen den beteiligten Akteuren zur Wahl?

5. Welche Interessen verfolgen die beteilgten Akteure? 

6. Sind die Rahmenbedingungen konstant?

7. Wieviel Erfolg liegt vor und in welcher Hinsicht?

8. Was sind die Erfolgsgründe?

9. Welche Rationalitätsprobleme bestehen?

10. Um welches Komplexitätsniveau auf welcher Ebene handelt es sich?

Wenn diese Fragen beantwortet sind und erfolgreiche Reformen analysiert werden sollen, dann ist zu untersuchen, ob die positiven Bedingungen bei den beteiligten Akteuren erfüllt sind.  

Für den Fall, dass Rationalitätsprobleme in den zu betrachtenden Beispielen überwunden werden (was in erfolgreichen Reformprojekten theoretisch der Fall sein muss), muss untersucht werden, ob einige der genannten Spekulationen sich als hilfreich bei der Überwindung von Rationalitätsproblemen erwiesen. Auch sollte untersucht werden, welche Rahmenbedingungen vorliegen (wie der Einfluss anderer Länder und somit die Schaffung neuartiger „Denkzugänge“). 

Weiterhin unterbreite ich den Vorschlag, herausgefundene Machbarkeiten der Überwindung von Rationalitätsproblemen, empirisch mit anderen Testfällen zu vergleichen, um gegebenfalls ähnliche Muster erkennen zu können. 

Wenn nun „Erklärungslücken“ entstehen, dann erst kann meines Erachtens in Erwägung gezogen werden, andere Theorien zu Erklärung heranzuziehen.  

4. Abstract
Es existiert die plausible These: „Umfangreiche Reformprojekte müssen scheitern, da sie verschiedenen Rationalitätsproblemen unterliegen.“ 

Der Public Choice- Ansatz begünstigt das wie folgt: Es gibt keine Alternative, die alle anderen auf einem kollektiven Level schlägt. Alle Interessen der beteiligten Individuen können nicht befriedigt werden, da diese weitgehend voneinander differieren.

Ebenso ist es unmöglich, alle Präferenzen zu kennen, komplexe Vorgänge zu durchschauen und somit zu lenken. Die Rahmenbedingungen wandeln sich unvorhersehbar.

Auch wird sich ein rational handelnder Akteur nicht an der Bereitstellung eines Allgemeinguts beteiligen, da das Ziel bestimmter Gruppen mit den Interessen der Mitlglieder nicht übereinstimmen muss. Große Gruppen sind deswegen nur unter bestimmten Umständen in der Lage Kollektivgüter zu erstellen. 
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� Siehe dazu Braun 1999: 54


� Braun 1999: 53


� Hier beziehe ich mich auf Ingo Heinemann, der die Hauptwerke von Arrow, Down, Buchanan/Tullock, Riker und Olson untersucht. Ich werde mich lediglich auf einige dieser Autoren beschränken, da das Hauptanliegen dieser Arbeit nicht die Allgemeindarstellung des Public Choice sein soll 


(Heinemann  1999:35).  


� Dies ist nur möglich, wenn demokratische Prinzipien verletzt werden.


� Heinemann 1999: 58





� Olson 1965: 50


�„ …, there are two types of nonmarket groups: „privileged” groups and “intermediate” groups.” 


(Olson 1965: 49)


� Schwierigkeiten könnten beispielsweise entstehen bei der internen Informationsweiterleitung, innerorganisatorische Machtgefälle und einer Manipulationsanfälligkeit. 


�  Segbers 1989: 339


�  Segbers 1989: 340


� Z.B. empfindet es der einzelne als unrational zu einer Demonstration zu gehen. Er schliesst sich aber dennoch an, um Freunde zu gefallen und Anerkennung zu erfahren, die ihm langfristig Nutzen bringen kann. 


� Ein Grund allein, warum Präferenzen nicht stabil sind, ist aus der banalen Logik zu schliessen, dass Alternativen nicht objektiv sein können. 


� Segbers bezeichnet „Lernbereitschaft und neue Denkzugänge in Wissenschaft und Politik“ 


(Segbers 1989: 337) als günstige Voraussetzungen für den Wandel in der ehemaligen Sowjetunion seit 1985. 


� Mueller: 1995: 13


� Unter der Bedingung, dass von einem ahistorischen Akteur ausgegangen wird. 
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